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A. Vorwort

Suchterkrankungen, Alkoholmissbrauch und Alkoholismus im Besonderen sind nach wie vor ein
Problem von gesellschaftlicher und gesundheitspolitischer Bedeutung. Dennoch geniefst Alkohol
auch heute noch eine hohe gesellschaftliche Akzeptanz. In der Bundesrepublik Deutschland wird die
Zahl der alkoholabhangigen Menschen auf rund 1,6 Mio. geschétzt. Rund 9 Mio. Menschen unterfal-
len einem problematischen Alkoholkonsum und rund 7,9 Mio. Menschen sind der Gruppe mit riskan-
tem Alkoholgenuss zuzuordnen'. Die direkten und indirekten Kosten des Alkoholmissbrauchs wer-
den pro Jahr auf 40 Milliarden Euro geschatzt?.

Angesichts des nicht auf den Privatbereich beschrankten und beschrankbaren Alkoholkonsums sind
auch die Unternehmen in zunehmendem Mal3e mit den Folgen des Alkoholmissbrauchs konfrontiert.

Diese Ausarbeitung soll den Arbeitsvertragspartnern helfen, mdgliche Alkoholprobleme im Betrieb
und die damit verbundenen Folgen zu erkennen und soweit wie méglich zu I6sen. Daflr sind vor-
beugende MalRnahmen unerlasslich, aber auch die richtige Reaktion auf einen alkoholauffalligen Ar-
beitnehmer ist wichtig.

Das schlieRt das Zusammenwirken von Arbeitgeber, Vorgesetzten, Betriebsrat und Belegschaft ein.
Bereits bei erkennbarem Alkoholmissbrauch ist ein Eingreifen erforderlich. Nicht Wegschauen hilft,
sondern aktives und konsequentes Handeln.

Fir eine individuelle Beratung stehen Ihnen die Juristen von SACHSENMETALL jederzeit gern zur

Verfligung.

Matthias Matz

! Jaut Statistik der Drogenbeauftragten der Bundesregierung, Stand 2012
2 Deutsche Haugtstelle flr SuchtfragenI Jahrbuch Sucht 2022
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B. Suchtursachen und Verlauf

Nach einer Definition der WHO liegt Alkoholismus bei exzessivem Trinken vor, wenn die Abhangig-
keit der Trinker ,vom Alkohol einen solchen Grad erreicht hat, dass sie deutliche geistige Stérungen
oder Konflikte in ihrer kdrperlichen und geistigen Gesundheit, ihren mitmenschlichen Beziehungen,

ihren sozialen und wirtschaftlichen Funktionen aufweisen oder Prodrome einer solchen Entwicklung
zeigen®.

Sucht ist also eine Veranderung des subjektiven (personlichen) Befindens, wobei sich die pathologi-
schen Trinkmuster u. a. in

e einem Verlust der Kontrolle tber Alkohol,
e der Unfahigkeit, das Trinken einzuschranken oder einzustellen und
e dem Aufstellen von Trinksystemen auf3ern.

Alkoholismus ist als Krankheit anerkannt. Insbesondere der Kontrollverlust oder die Unfahigkeit zur
Abstinenz bedingen die Anerkennung als Krankheit.

Dies bedeutet aber keineswegs, dass die betreffende Person ihr Suchtverhalten auch als Krankheit
anerkennt. Das Trinken wird daher lange Zeit geleugnet.

So gibt es auch nur in den seltensten Fallen einen typischen Suchtverlauf. Fir Alkoholismus Iasst
sich allerdings eine Abfolge nach verschiedenen Phasen antreffen:

1.  Suchtentwicklung

1.1. Voralkoholische Phase

Sie ist dadurch gekennzeichnet, dass hin und wieder Alkohol getrunken wird. In einem Zeitraum von
wenigen Monaten bis zu 2 Jahren steigert sich dieses Verhalten zum taglichen Erleichterungstrin-
ken. Der Betroffene sucht Gelegenheiten, bei denen beildufig getrunken wird. Die Trinktoleranz stei-
gert sich und damit zunehmend auch die bendétigte Menge Alkohol. In diesem Stadium ist dem Trin-
ker nicht bewusst, dass eine Stérung im Verhalten zum Alkohol vorliegt. Hilfe ist in diesem Stadium
noch nicht méglich.

1.2. Vorlauferphase
Das Trinken von Alkohol ist zur Gewohnheit geworden und es treten haufig starke Rauschzustande

auf. Da der Betreffende in dieser Phase noch kontrolliert trinken kann und auch recht viel vertragt,
toleriert die Gesellschaft dieses Verhalten. Der Betroffene vermeidet Gesprache tber sein Verhalten
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zum Alkohol. Er beweist sich und seiner Umgebung durch bewusst eingelegte Abstinenzphasen,
dass er mit Alkohol umgehen kann.

1.3. Kritische Phase

Der Ubergang in die kritische Phase und der Kontrollverlust erfolgen stufenlos und ohne vorherige
Warnsignale. Der Betroffene hat das Stadium erreicht, in dem ein unwiderstehliches Verlangen nach
mehr Alkohol entsteht. Die Gewohnheit ist zur Abhangigkeit geworden. In diesem Stadium beginnt
auch die Ablehnung durch das soziale Umfeld und die Gesellschaft.

Der Alkoholabhangige versucht immer wieder abstinente Tage oder Wochen einzulegen, meist ohne
grofRen Erfolg. Es kommt zu zunehmenden Entzugserscheinungen nach Trinkpausen.

1.4. Chronische Phase

Die vollige Konzentration auf den Alkohol und das verstarkte Verlangen lassen den Widerstand zu-
sammenbrechen. Das Denkvermdgen des Alkoholikers, seine Konzentration und Merkfahigkeit neh-
men so rapide ab, dass er erhebliche Schwierigkeiten am Arbeitsplatz hat oder seine Arbeit ganz
verliert. Deutliche Schadigungsfolgen seelischer, kdrperlicher und/oder sozialer Art kennzeichnen
die chronische Phase.

An vielen einzelnen Indizien kann die Gefahrdung bzw. die Erkrankung des Mitarbeiters erkannt
werden:

e regelmaliges UbermaRiges Trinken, groflte ,Trinkfestigkeit"

¢ Alkoholbedtirfnis bereits morgens, Sicherung Vorrat vor Arbeitsbeginn

e Zittern, Schwitzen, auffallige Unruhe, ,Fahne®

e haufiges Verschwinden vom Arbeitsplatz

o auffallendes Benehmen, Grol3spurigkeit

¢ Unplnktlichkeit

e Unzuverlassigkeit

o auffallendes Nachlassen der Leistungen zum Arbeitsende verbunden mit Fehlern und Unfallge-
fahr

e haufiges Fehlen am Wochenanfang, Entschuldigung durch Ehegatten oder Dritten

e haufige Kurzerkrankungen

¢ Verharmlosung des Alkoholkonsums oder aggressive Reaktionen bei Thematisierung
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2. Betriebliche Ursachen bzw. Begunstigungen des Alkoholkon-
sums

Neben den Momenten im privaten Bereich, die zu Alkoholmissbrauch flhren, gibt es auch verschie-
dene Faktoren am Arbeitsplatz und im Betrieb, die das Trinkverhalten begunstigen. Nur wenn der
Arbeitgeber diese Risikobereiche erkennt und wahrnimmt, kann er vorbeugend eingreifen. Als be-
sonders gefahrdet gelten Schichtarbeiter. Aber auch Arbeitnehmer an staub- oder warmeintensiven
Arbeitsplatzen gehoéren zu den Risikogruppen.

Neben den korperlichen Arbeitsbedingungen kénnen psychische und physische Faktoren wie
Stress, Monotonie, Uber- oder Unterforderung (sog. Burn- oder Boreout) sowie ein schlechtes Ar-
beitsklima zum Alkoholmissbrauch fihren.

Auch die in einem Betrieb vorherrschenden Gewohnheiten kénnen grofen Einfluss auf die Gefahr-
dung der Belegschaft (beispielsweise regelmaliges ,Begielen® von Geburtstagen und Beférderun-
gen) haben.

3. Folgen des Alkoholmissbrauches

Die Folgen des Alkoholmissbrauches sind nicht nur gesellschaftlich bedeutsam, sondern belasten
auch die Unternehmen in zunehmendem Male. In Bezug auf die Alkoholkrankheit belegen Untersu-
chungen immense volkswirtschaftliche Verluste.

Besonders gravierend stellen sich die Auswirkungen auf die Arbeitssicherheit dar. Die Unfallgefahr-
dung auf dem Arbeitsweg wie am Arbeitsplatz steigt erheblich. Bereits bei 0,8 Promille steigt das
Unfallrisiko im Verkehr um das 4-fache, die Reaktionszeit verlangert sich um 35 bis 50 Prozent, die
Sehfahigkeit verringert sich sogar um 25 Prozent.

Ebenso leidet das Betriebsklima. Erfahrungsgemaf werden trinkende Kollegen zunachst von den
Mitarbeitern gedeckt. Der anfanglichen Unterstltzung folgt dann Verargerung tber die Mehrbelas-
tung. Die Kollegen reagieren zunehmend gereizter, es kommt zu negativen Reaktionen wie Streitig-
keiten.

Alkoholmissbrauch verursacht darliber hinaus auch hohe betriebswirtschaftliche Kosten. Alkoholab-
hangige haben im Vergleich zu Nichtabhangigen

e 16mal héhere Fehlzeiten

e sind 2,5mal so oft krankgeschrieben

e sind 3,5mal haufiger in Betriebsunfalle verwickelt

e fehlen 1,4mal so lange nach Unfallen und

e erbringen durch diese Ausfélle nur 75 Prozent der normalen Arbeitsleistung.
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C. Pravention

Um den vorstehend dargestellten Problemen und Auswirkungen entgegenzuwirken, besteht der
erste Schritt zu einer Bekampfung der Probleme mit Alkohol in der Entwicklung einer Handlungsstra-
tegie (Praventionsprogramm). Dieses muss strategisch geplant, gut vorbereitet und langfristig ange-
legt sein. Alle relevanten betriebsinternen Institutionen und Personen sind einzubinden. Insbeson-
dere sollten neben der Geschaftsleitung und der Personalabteilung der Vorgesetzte, der Betriebsrat,
der Betriebsarzt und Sicherheitsfachkrafte eingebunden werden.

1. Moglichkeiten der Pravention

Damit die Gefahren von Alkoholmissbrauch rechtzeitig erkannt und wirksame Strategien entwickelt
und umgesetzt werden kénnen, sind Vorgesetzte und andere ,Multiplikatoren® (wie Ausbilder, Be-
triebsrate, Jugendvertreter, Sicherheitsfachkrafte, Schwerbehindertenvertreter usw.) zu sensibilisie-
ren und mit dem Suchtproblem Alkohol vertraut zu machen. Insbesondere sind die arbeitstypischen
Gefahrdungen darzustellen und auf die Gefahren des Ubermafigen Alkoholkonsums hinzuweisen
sowie Anleitung und Hilfestellung beim Umgang mit betroffenen Mitarbeitern zu geben, gegebenen-
falls sind entsprechende Schulungen angebracht.

Weitere Moglichkeiten der Information sind:

e Vortrage auf Betriebsversammlungen,

e Videos im kleineren Rahmen,

e Berucksichtigung der Thematik bei Ausbildung und Fortbildung,
e Beitrage in Betriebszeitungen,

e Veranstaltungen mit Suchtberatern bzw. Hilfsorganisationen,

e Broschiren und Aushange.

Besonders wichtig ist die Einweisung von Vorgesetzten und Mitarbeitern in das richtige Verhalten
gegenuber auffalligen Kollegen.

Ihnen muss deutlich gemacht werden, dass Alkoholmissbrauch kein Privatproblem des Betroffenen
ist und eine Deckung des Mitarbeiters aus falsch verstandener Solidaritat weder dem Betroffenen,
noch dem Betrieb hilft.

Folgende Grundregeln der Reaktion sollten vermittelt werden:
Alkoholisierte Mitarbeiter miissen auf den Alkoholkonsum angesprochen und zur Verhaltensande-

rung aufgefordert werden. Stellt sich eine Besserung nicht ein, sind der Vorgesetzte und/oder der
Betriebsrat auf das Problem hinzuweisen.
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FUr Vorgesetzte gilt:

Frihzeitig einschreiten und Gesprache nicht auf die lange Bank schieben. Beim Betroffenen Ver-
trauen schaffen und nicht gleich aufgeben, wenn das erste Gesprach keine Anderung zeigt. Kon-
krete Hilfsangebote, aber auch die Konsequenzen fiir den Arbeitsplatz sind aufzuzeigen. Ange-
drohte Konsequenzen missen eingehalten werden.

Der Arbeitsplatz hat fiir den Alkoholiker einen sehr hohen Stellenwert, denn Arbeitslosigkeit wird von
ihm zumeist als schwere Belastung empfunden. Daher kommt dem Betrieb eine Schlisselfunktion
bei der Einflussnahme zu.

2. Alkoholverbote

Es besteht kein allgemeines gesetzliches Verbot, im Betrieb Alkohol zu sich zu nehmen. Allerdings
gilt es, bei der Beschaftigung Jugendlicher § 31 Abs. 2 Satz 2 JArbSchG zu beachten. Danach dir-
fen an Personen

e unter 16 Jahren keine alkoholischen Getranke,
e unter 18 Jahren kein Branntwein abgegeben werden.

Fir bestimmte Berufe gelten allgemeine Alkoholverbote oder Beschrankungen, wie zum Beispiel fir
Kraftfahrer aus dem Stralenverkehrsrecht.

21. Relatives Alkoholverbot

Ein solches ergibt sich aus berufsgenossenschaftlichen Vorschriften (BGV), speziell aus § 15 Abs. 2
der Unfallverhitungsvorschrift ,Grundsatze der Pravention“ (DGUV Vorschrift 1). Insofern dirfen Ar-
beithehmer zwar Alkoholika zu sich nehmen, aber eben nur so viel, dass dadurch weder fir sie,
noch fiir andere Unfallgefahren entstehen. Die ,erlaubte Menge* kann je nach ausgetlibter Tatigkeit
und vor allem je nach der individuellen Alkoholvertraglichkeit variieren. Damit ist ein relatives Alko-
holverbot in der Praxis schwer zu handhaben.

Zu beachten ist Folgendes:

Treten Ausfallerscheinungen auf, kann der Vorgesetzte selbst bei geringen Mengen genossenem
Alkohol die Weiterarbeit des betreffenden Mitarbeiters verbieten. Vor allem muss und darf er, wenn
die Arbeitssicherheit durch den Genuss von Alkoholika beeintrachtigt ist, den Betreffenden nach wie
vor vom Arbeitsplatz entfernen und dessen Weiterarbeit verweigern.
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2.2. Absolutes Alkoholverbot

Einzelne Spezialunfallverhltungsvorschriften enthalten absolute Alkoholverbote, etwa die fiir Wach-
und Sicherheitsdienste. In einem solchen Fall darf keinerlei Alkohol, gleich in welch geringen Men-
gen, getrunken werden.

3. Betriebsvereinbarungen

Arbeitgeber und Betriebsrat konnen fiir den jeweiligen Betrieb in einer Betriebsvereinbarung ein Al-
koholverbot niederlegen (§ 87 Abs. 1 Nr. 1, 7 BetrVG). Dieses macht nur als absolutes Verbot Sinn,
denn bei Zulassen von prozentigen Getranken in geringfiigigem Umfang vor Dienstbeginn oder wah-
rend der Pausen ist es nicht mehr Gberprifbar. Damit begibt sich der Arbeitgeber der objektiven
Moglichkeit, den tatsachlichen Grad der Alkoholisierung festzustellen.

Statthaft und unproblematisch ist es, das Alkoholverbot nur auf bestimmte, sachlich unterscheidbare
Arbeitnehmer des Betriebes (bestimmte Berufsgruppen wie Kraftfahrer und Maschinenbediener) zu
beschranken.

Die Betriebsvereinbarung ist schriftlich zu fixieren und an geeigneter Stelle zur Kenntnis zu geben,
wie etwa Uber das Intranet oder am schwarzen Brett (§ 77 Abs. 2 BetrVG).

4. Arbeitsvertrag

Arbeitsvertraglich besteht ein relatives Alkoholverbot als vertragliche Nebenpflicht (§ 241 Abs. 2
BGB). Danach darf kein Arbeitnehmer berauschende Mittel — insbesondere Alkohol — in solchen
Mengen zu sich nehmen, dass ihm die ordnungsgemafie Arbeitsleistung nicht mehr mdéglich ist. Ein
weitergehendes Alkoholverbot kann der Arbeitsvertrag nur dann begriinden, wenn im Betrieb kein
Betriebsrat existiert oder dieser einer Niederlegung des Verbotes und des Verbotsinhaltes im Ar-
beitsvertrag im Wege einer Regelungsabrede zugestimmt hat.

Bei vertraglicher Begriindung eines Alkoholverbotes ist der Grundsatz der Gleichbehandlung zu be-
achten (es durfen nicht einzelne Beschéftigte ohne sachlichen Grund davon ausgenommen wer-
den).

Auf dem Wege des Direktionsrechtes kann ein Alkoholverbot nicht begriindet werden. Der Arbeit-
nehmer schuldet bereits kraft vertraglicher Nebenpflicht die Erbringung der Arbeitsleistung unter
groRtmaoglicher Konzentration und ohne GbermaRigem Einfluss berauschender Mittel. Einer beson-
deren und weiteren Weisung des Arbeitgebers bedarf es daher nicht (vgl. BAG vom 14.01.1986 —
1 ABR 75/83).



Alkoholmissbrauch und Alkoholismus im Arbeitsverhiltnis | Schriftenreihe fiir die Praxis
|

5. Hilfe von auflen

Bei der Schulung und Information von Vorgesetzten und Belegschaft kénnen aullerbetriebliche
Suchthilfeorganisationen wie Beratungsstellen, Fachkrankenhduser, Selbsthilfegruppen, auch die
zustandige Berufsgenossenschaft, Krankenkassen und die verkehrs- und arbeitspsychologische Be-
ratungsstelle des TUV mit ihren Fachkenntnissen wertvolle Hilfe leisten.

Die Kontaktdaten der Fach- und Koordinierungsstelle fiir Suchtpravention Sachsen, sowie eine
Ubersicht an Informations- und Hilfsmaterialien finden Sie in der Anlage 5 dieser Handlungsempfeh-
lung.

6. Alilgemeine Vorbeugung

Sind Risikofaktoren erkannt, kann vieles zu ihrer Beseitigung unternommen werden.

e An staub- und warmeintensiven Arbeitsplatzen kénnen zum Beispiel alkoholfreie Getranke be-
reitgestellt werden, bei anderen Risikofaktoren oder psychischen Belastungen sollte so weit wie
mdglich ein Abbau erfolgen.

e Die Trinkgewohnheiten im Betrieb sind zu tberpriifen. Bei Feiern jeglicher Art sollten nur alko-
holfreie Getranke gereicht werden oder zumindest im Vordergrund stehen. Auf sicheren Heim-
transport ist zu achten. Auch bei Konferenzen und Verhandlungen sollte auf Alkohol verzichtet
werden.

¢ Daneben ist das Umfeld im Betrieb alkoholfeindlich zu gestalten. ,Gemdtliche Ecken® in Kanti-
nen und in der Nahe des Arbeitsplatzes laden zum Alkoholkonsum in den Pausen ein. Auch pri-
vate Kuhlschranke eignen sich besonders zur Bevorratung und sind am besten durch zentrale
Gerate an Ubersichtlichen Stellen zur ersetzen.

Ein generelles Alkoholverbot mittels Betriebsvereinbarung (mitbestimmungspflichtig) kann be-
reits der Vorbeugung und nicht nur als Reaktion dienen.

10
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7. Hilfe fur den Betroffenen

Neben der allgemeinen Verringerung der Risikofaktoren muss gleichzeitig denjenigen Mitarbeitern,
die bereits betroffen sind, zu einem Zeitpunkt geholfen werden, in dem sich die Gefahr fir sie, Kolle-
gen und den Arbeitsplatz noch nicht realisiert hat. Ziel der Hilfsmalinahmen ist, dem Alkoholkranken
zur Einsicht in seine Erkrankung zu verhelfen, denn Alkoholkranke empfinden ihren Zustand in der
Regel nicht als Krankheit. Dazu kann ein Interventionsteam gebildet werden.

Durch geeignete MalRnahmen ist konstruktiver Druck so lange auf den Mitarbeiter auszulben, bis er
zur Einsicht gelangt und selbst etwas gegen seine Krankheit unternehmen will. Konstruktiver Druck
beinhaltet konsequente Regelungen und klare Botschaften, einvernehmliches Handeln aller Beteilig-
ten, Vorbildfunktion und Verhaltenssicherheit der Vorgesetzten sowie konsequentes Anwenden der
angedrohten arbeitsrechtlichen Sanktionen verbunden mit Hilfsangeboten. In diesem Zusammen-
hang ist es empfehlenswert, eine Interventionskette, die ein systematisches Auseinandersetzen ver-
bunden mit Hilfsangeboten an den Betroffenen beinhaltet, aufzubauen und konsequent durchzufiih-
ren. Das Muster einer Interventionskette ist als Anlage 1 beigefiigt.

11
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D. Rechtslage
1. Allgemeines

1.1. Bewerbungsverfahren/Arbeitsvertrag

Ein Arbeitnehmer ist gehalten, den Arbeitgeber Uber alle Umstande, die fir das (in Aussicht genom-
mene oder bestehende) Arbeitsverhaltnis von Bedeutung sind, zu unterrichten. Dazu gehért auch,
dass er die Frage nach Krankheiten bzw. seinem Gesundheitszustand wahrheitsgemal beantworten
muss, soweit dies fiir die vorgesehene Tatigkeit von Bedeutung ist. Eine Offenbarungspflicht besteht
allerdings nur hinsichtlich solcher Umstande, die den Bewerber fiir das in Aussicht genommene Ar-
beitsverhaltnis schlechthin ungeeignet erscheinen lassen. Dies wird anzunehmen sein, wenn er we-
gen seines schlechten Gesundheitszustandes aul3er Stande ist, die in Aussicht genommene Tatig-
keit auszuliben (BAG Urteil vom 28.03.1974 — 2 AZR 92/73, BAG Urteil vom 26.07.1989 — 5 AZR
491/88). Dies gilt regelmaRig auch fir eine Alkoholsucht/Drogensucht. Eine Offenbarungspflicht ist
dann anzunehmen, wenn der Stellenbewerber wegen seiner Sucht aul3er Stande ist, die klinftige Ar-
beitstatigkeit zu erbringen. Der Arbeitgeber kann dem Bewerber eine unterlassene Aufklarung je-
doch nur anlasten, wenn jener die Tatsache der Sucht bewusst nicht mitgeteilt hat. Das setzt bei
dem Betroffenen das Wissen um seine Sucht voraus.

Eine Gberwundene Suchterkrankung braucht nicht offenbart werden.

Fragen des Arbeitgebers bezlglich einer Alkoholerkrankung sind dann statthaft, soweit die erfragten
Umstande fur das in Aussicht genommene Arbeitsverhéltnis von Bedeutung sind. Dies ist in der Re-
gel anzunehmen bei Berufskraftfahrern, Kranflihrern und Bewerbern um ahnlich gefahrliche Tatig-
keiten.

Der Arbeitgeber kann den Arbeitsvertrag wegen arglistiger Tauschung anfechten oder kiindigen,
wenn zulassige Fragen bewusst falsch oder unvollstandig beantwortet wurden. Berufskraftfahrer,
Kranfihrer und Bewerber um ahnlich gefahrliche Tatigkeiten sind ohne Befragung zur Offenbarung
etwaiger Einschrankungen verpflichtet. Die Verletzung der Pflicht kann im Ausnahmefall eine aul3er-
ordentliche Kiindigung begrinden, wenn dem Arbeitgeber deswegen die Fortsetzung des Arbeits-
verhaltnisses bis zum Ende der Kiindigungsfrist unzumutbar ist.

Der Arbeitnehmer ist verpflichtet, Alkoholgenuss im Zusammenhang mit seiner betrieblichen Tatig-
keit zu vermeiden. Der Arbeitsvertrag verpflichtet ihn, seine Arbeitskraft fir die betrieblichen Aufga-
ben wahrend der Arbeitszeit uneingeschrankt zur Verfiigung zu stellen. Er darf sich nicht durch Alko-
holgenuss vor, wahrend der Arbeitszeit oder in den Pausen in einen Zustand versetzen, in dem er
seine Arbeit nicht ordnungsgemal leisten kann. In manchen Berufsbereichen (wie bei Kranfiihrern,
Kraftfahrern oder beim Umgang mit gefahrlichen Stoffen) verbietet sich grundsatzlich jeglicher Alko-

holgenuss.
L]
12
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Trotz des Vorstehenden sind die Moéglichkeiten des Arbeitgebers, Alkoholverstofie festzustellen, ein-
geschrankt. Zwar |asst sich eine bestehende Sucht durch eine arztliche Untersuchung feststellen. Zu
einer solchen muss der betreffende Arbeitnehmer jedoch seine Einwilligung, abgesehen von vorge-
schriebenen medizinischen Untersuchungen, erteilen.

Die Untersuchung kann den Arbeitnehmern auch nicht durch eine Betriebsvereinbarung auferlegt
werden, da die Betriebspartner nicht befugt sind, kérperliche Eingriffe in die Gesundheit anderer
festzulegen oder zu rechtfertigen. Ebenso ist der Arbeitnehmer nicht verpflichtet, in einem bestehen-
den Arbeitsverhaltnis routinemafigen Blutuntersuchungen wegen einer eventuellen Alkoholabhan-
gigkeit zuzustimmen (BAG vom 12.08.1999 — 2 AZR 55/99). In der Konsequenz stellt allein eine
Weigerung eines Mitarbeiters, eine entsprechende Untersuchung zuzulassen, keinen Kiindigungs-
grund dar.

1.2. Unfallverhiitungsvorschriften

Auch nach den Unfallverhitungsvorschriften darf sich der Arbeitnehmer nicht durch Alkoholgenuss
in einen Zustand versetzen, durch den er sich oder andere gefahrden koénnte. Arbeitnehmer, die
nicht mehr in der Lage sind, ihre Arbeit ohne Gefahr fiir sich oder andere auszuiben, dirfen nicht
beschaftigt werden.

2. Reaktion

21. Feststellung des Sachverhaltes

Liegen Verdachtsmomente vor, dass ein Arbeitnehmer unter Alkohol- oder Drogeneinfluss steht,
mussen Arbeitgeber und Vorgesetzte zunachst versuchen, diese zu erharten.

Als objektive Erkennungsmethode ist der Alkoholtest anhand von Atemalkoholanalysen mittels
Atemmessgeraten oder durch Bluttests anerkannt. Eine derartige Feststellung der Einnahme von
Alkohol, zum Beispiel durch einen Werksarzt bei Bluttests, kommt nur mit dem Einverstandnis des
betroffenen Arbeitnehmers in Betracht. Die Atemalkoholanalyse darf ebenfalls nicht vom Arbeitgeber
von seinem Mitarbeiter erzwungen werden.

Objektive Feststellungen lassen sich daher allein im Einverstandnis mit dem betreffenden Mitarbeiter
treffen.

Allerdings sollte dem betroffenen Mitarbeiter, der in dem Verdacht der Alkoholisierung steht, auch im
wohlverstandenen Eigeninteresse des Arbeitgebers, die Moglichkeit gegeben werden, seinen even-
tuell bestrittenen Suchtmittelkonsum gegenbeweislich durch Benutzung von Atemmessgeraten oder
einer Blutprobe freiwillig festzustellen bzw. zu widerlegen. Auch wenn keine Pflicht des Arbeitgebers
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besteht, ein Atemanalysegerat zu besitzen, erleichtert ein solches Gerat im Zweifelsfall eine spatere
Beweisfiihrung des Arbeitgebers.

Stellt der Arbeitgeber ein Atemalkoholmessgerat zur Verfligung, um eine bestrittene Alkoholisierung
zu widerlegen, und weigert sich der Arbeithehmer, dieses zu benutzen, so folgt daraus ein weiteres
erhebliches Indiz fir eine gegebene Alkoholisierung.

Ist eine objektive Feststellung des Alkoholverdachtes mittels Messverfahren nicht méglich, kommen
allein Indizien zur Feststellung in Betracht. Diese durch Auge oder Nase gewonnenen Eindriicke las-
sen sich als Beweis mittels Zeugen vor Gericht heranziehen. Fallt ein Mitarbeiter durch sein Verhal-
ten (z. B. Sprechweise, Gang, Atem, glasiger Blick oder andere dufRerlich erkennbare Unsicherhei-
ten bzw. Wesensanderungen) auf und entsteht der Verdacht, dass er unter Alkohol- oder Drogenein-
fluss steht, so hat der unmittelbare Vorgesetzte zu entscheiden, ob der Betreffende an seinem Ar-
beitsplatz bleiben kann oder nicht.

Der Vorgesetzte kann seine subjektive Uberzeugung auf die genannten Auffalligkeiten stiitzen. Er
sollte vorsorglich seine Entscheidung absichern, indem er weitere Personen (z. B. ein Mitglied des
Betriebsrates oder einen anderen Vorgesetzten) zur Bestatigung und Unterstlitzung des Verdachtes
heranzieht. Die festgestellten Umstande, also die Beschreibung der wahrgenommenen Vorgange,
sollten dokumentiert und von allen Zeugen unterschrieben werden.

Erkennt der Arbeitgeber, dass ein Mitarbeiter augenscheinlich unter Alkohol- oder Drogeneinfluss
steht, so hat er den Betreffenden vom Arbeitsplatz zu entfernen (1. Schritt). Danach steht ihm die
Méglichkeit offen:

e den Mitarbeiter auszuntichtern oder
e ihm leichtere, nicht gefahrdende Tatigkeiten anzubieten.

Beide Varianten sind allerdings rein theoretischer Natur, denn Ausniichtern macht nur Sinn, wenn
der Arbeitnehmer nach einer kalkulierbaren Zeitspanne im Betrieb wieder eingesetzt werden kann.
Diese ist nicht zu ermitteln.

Damit bleibt in der Praxis allein die Mdglichkeit, dass der Arbeitgeber fir die Sicherheit des Heimwe-
ges des Arbeitnehmers sorgt (2. Schritt). Der Entschluss, einen offensichtlich unter Alkoholeinfluss
stehenden Mitarbeiter vom Arbeitsplatz zu entfernen, ist losgel6st von der Entscheidung Uber die ar-
beitsrechtlichen Konsequenzen zu betrachten. Auch wenn sich der Verdacht spater rechtlich nicht
begriinden oder beweisen lasst, ist der Arbeitgeber schon aufgrund der vertraglichen Nebenpflicht
des § 241 Abs. 2 BGB verpflichtet, einen erkennbar berauschten Arbeitnehmer auch in dessen Inte-
resse vom Arbeitsplatz zu entfernen, damit dieser nicht selbst Unfallgefahren ausgesetzt ist.

14
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Fir einen gefahrlosen Heimweg zu sorgen bedeutet, dass verhindert werden muss, dass der Alko-
holisierte sein Kraftfahrzeug benutzt oder auch nur zu Fu nach Hause geht und sich dabei verletzt.
Sachgerecht ist ein Heimtransport

¢ mit einem Befdorderungsunternehmen,

e durch einen anderen Mitarbeiter, der den Angetrunkenen sicher nach Hause begleitet,
e durch ein Bewachungsunternehmen,

e durch benachrichtigte Angehdrige.

Fur die entfallene Arbeitszeit besteht kein Lohnanspruch.

Fir die weitere Verfahrensweise hat sich folgende betriebliche Praxis bewahrt:

2.2. Gesprach

Die Reaktion sollte zunachst mit Gesprachen beginnen, die alle in einer Niederschrift zu dokumen-
tieren sind. Das erste vertrauliche Gespréch findet zwischen Betroffenem und Vorgesetztem statt.
Der Vorgesetzte zahlt die Fakten auf (betriebliche Situation, Arbeitsablauf, Ausfalle, Minder- und
Fehlleistungen, Arbeitssicherheit) und klart iber die Gefahren der Abhangigkeitserkrankung und die
eventuellen beruflichen Konsequenzen bis hin zum maéglichen Verlust des Arbeitsplatzes auf.
Gleichzeitig empfiehlt es sich, Hilfsangebote zu nennen. Der Mitarbeiter erhalt Gelegenheit zur Stel-
lungnahme fiir sein festgestelltes Fehlverhalten.

Zur Unterstitzung des Mitarbeiters kbnnen diesem Adressen und Materialen von anerkannten Pra-
ventions- und Hilfestellen Gibergeben werden.

Ebenso kann mit dem betreffenden Mitarbeiter eine individuelle Vereinbarung getroffen werden, um
klare Regelungen fiir den weiteren gemeinsamen Umgang in Hinblick auf die VerstéRRe des Mitarbei-
ters zu treffen. Ein Muster fUr eine solche Vereinbarung finden Sie als Anlage 4.

2.3. Abmahnung

Ist der Arbeitnehmer erneut auffallig geworden, findet ein zweites Gesprach beim nachsthéheren
Vorgesetzten statt. Anwesend ist der unmittelbare Vorgesetzte, auf Wunsch auch ein Betriebsrats-
mitglied. Die Gefahren des Alkoholismus werden erneut geschildert. Anschlie®end wird dem Arbeit-
nehmer eine Abmahnung angekiindigt, die ihm schriftlich nachgereicht wird. lhm wird ausdrtcklich
nahegelegt, die ihm bereits bekannten Hilfsangebote anzunehmen und aktiv etwas gegen seinen
Alkoholkonsum zu tun.
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FUr den Ausspruch einer Abmahnung ist es grundsatzlich unerheblich, ob der Alkoholgenuss vor
oder wahrend der Arbeitszeit erfolgte. Allein entscheidend ist, dass der Mitarbeiter wegen des voran-
gegangenen Alkoholgenusses zur Auslibung der vertraglichen Arbeitsleistung nicht oder nicht ord-
nungsgemal in der Lage ist.

Eine abmahnungswirdige Pflichtverletzung liegt grundsétzlich erst dann vor, wenn der Arbeithnehmer
im héheren Malde berauschende Mittel zu sich genommen hat, als die ordnungsgemaRe bzw. unfall-
freie Arbeitsleistung gestattet (§§ 241 Abs. 2 BGB, 15 Abs. 2 DGUV Vorschrift 1 — Unfallverhiitungs-
vorschrift, Grundsatze der Pravention). Da auch dies schwer zu objektivieren ist, empfiehlt sich ein
absolutes Alkoholverbot aufgrund einer im Betrieb bestehenden Betriebsvereinbarung. In diesem
Falle ist eine Pflichtverletzung bereits dann gegeben, wenn ein Arbeitnehmer tiberhaupt Alkohol,
gleich in welcher Menge, zu sich nimmt.

Das Muster einer Abmahnung wegen Verstolies gegen das betriebliche Alkoholverbot ist als An-
lage 3 beigeflgt.

Ist der Mitarbeiter trotz erteilter Abmahnung wieder auffallig geworden, sollte ein drittes Gesprach
erfolgen. Dieses findet nunmehr bei der Geschaftsleitung statt. Der Mitarbeiter erhalt eine zweite Ab-
mahnung. Zur Verstarkung des konstruktiven Druckes kénnen weitere MalRnahmen gepruft werden
(wie Versetzung auf einen anderen Arbeitsplatz oder Verhdangung von Auflagen). Dem Mitarbeiter
werden erneut Hilfsangebote gemacht, nun verbunden mit einer schriftlichen Einverstandniserkla-
rung, dass er ein Hilfsangebot annimmt.

Wird der Mitarbeiter erneut auffallig, ist zunachst zu prifen, ob ein weiteres (viertes) Abmahnge-
sprach noch sinnvoll erscheint. Hier ware dem Arbeitnehmer eine letzte Frist zur Therapie zu set-
zen. Anderenfalls ist im letzten Gesprach unter Beachtung der daflir maf3geblichen Regeln die Kiin-
digung auszusprechen. Verbleibende Hilfen kdnnen noch einmal schriftlich mitgegeben werden, wo-
bei auch eine Wiedereinstellung nach einer Therapie innerhalb eines angemessenen Zeitraumes in
Erwagung gezogen werden kénnte.

24. Kiindigung
a) verhaltensbedingt

Aulerdienstliches Verhalten (Alkohol-/Drogenkonsum im privaten Bereich) berechtigt den Arbeitge-
ber nur in Ausnahmefallen zur Kiindigung, so wenn der dienstlich notwendige Fihrerschein entzo-
gen worden ist und eine andere Einsatzméglichkeit nicht besteht. Anderenfalls ist eine Anderungs-
kiindigung auszusprechen (BAG vom 04.06.1997 — 2 AZR 526/96).

Besteht ein betriebliches Alkoholverbot, kann ein wiederholter Verstol3 nach erfolgloser Abmahnung
zur verhaltensbedingten Kiindigung berechtigen (BAG vom 26.01.1995 — 2 AZR 649/94).

L]
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Der Ausspruch einer verhaltensbedingten Kiindigung verlangt regelmagig:

e eine Vertragsverletzung,

e das Verschulden des Arbeitnehmers,

e eine vorausgegangene, vergebliche Abmahnung mit gleichgelagertem Sachverhalt,
e das Fehlen milderer Mittel, um eine Klindigung zu vermeiden

sowie eine abschlieRende Interessenabwagung.

Ein Missbrauch und damit ein Kiindigungsgrund kann bei vorangegangenem Alkoholgenuss nur
dann angenommen werden, wenn der Arbeithehmer

e entweder gegen ein bestehendes betriebliches Alkoholverbot (Betriebsvereinbarung, Unfallver-
hiGtungsvorschrift etc.) versto3t oder

e durch den Alkoholgenuss die Arbeits- oder Einsatzfahigkeit des Einzelnen konkret beeintrachtigt
wird, wenn Alkohol im Ubermal genossen, also Missbrauch betrieben wird.

Bestreitet der Arbeitnehmer bei offensichtlich alkoholbedingter Beeintrachtigung der Arbeitsfahigkeit,
getrunken zu haben, so muss er dies nachweisen. Der Arbeitgeber ist nicht verpflichtet, Alkohol-
messgerate vorratig zu halten oder eine Blutuntersuchung anzubieten.

Arbeitnehmer, die tariflich oder vertraglich nicht mehr ordentlich kiindbar sind, kénnen bei Alkohol-
verstdlien ggf. aulRerordentlich mit einer der hypothetischen Kiindigungsfrist entsprechenden Aus-
lauffrist gekiindigt werden. Dafiir genlgt aber nicht jeder noch so geringe Verstold gegen ein betrieb-
liches Alkoholverbot oder die Pflicht, seine Tatigkeit im arbeitsfahigen Zustand aufzunehmen bzw.
zu verrichten. Vielmehr muss das Fehlverhalten ein gewisses groeres Gewicht aufweisen. Das
kann auch dann der Fall sein, wenn kleinere Fehlverhaltensweisen trotz mehrfacher Abmahnung im-
mer wieder vorkommen oder fortgesetzt werden und daraus betriebliche Schaden resultieren oder
Unfallgefahren entstehen.

Im Einzelfall kommt der Ausspruch einer auferordentlichen Kiindigung in Betracht, namlich dann,
wenn der Verstol’ so schwer wiegt, dass dem Arbeitgeber die Fortsetzung des Arbeitsverhaltnisses
nicht einmal bis zum Ablauf der ordentlichen Kiindigungsfrist zumutbar ist. Dies ist insbesondere
dann der Fall, wenn durch den zu befurchtenden weiteren Alkoholkonsum eine erhéhte Unfallgefahr
fur den Mitarbeiter selbst, aber auch Kollegen besteht.

b) personenbedingt

Liegt nicht nur Alkoholmissbrauch vor, sondern eine Alkoholerkrankung (Alkoholismus), scheidet
eine verhaltensbedingte Kiindigung aus. Damit kann Alkoholismus je nach Grund und Schwere der
Erkrankung, auch ohne dass es zu Vertragsverletzungen durch den Arbeitnehmer gekommen ist,

wegen betrieblicher Stérungen und erheblicher wirtschaftlicher Belastung wie jede andere Krankheit
. _____________________________________________________________________________________________________________________________|
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zu einer personenbedingten Kiindigung berechtigen. In diesem Falle sind die Grundsatze, die das
Bundesarbeitsgericht fir die krankheitsbedingte Kiindigung aufgestellt hat, zu berilcksichtigen (BAG
vom 09.04.1987 — 2 AZR 210/86).

Die Voraussetzungen der personenbedingten Kiindigung bei Alkoholerkrankung sind:

e Der Arbeitnehmer ist aufgrund seiner personlichen Fahigkeiten und Eigenschaften kiinftig dauer-
haft nicht in der Lage, seine arbeitsvertraglichen Pflichten zu erflllen (negative Prognose). Bei
der Frage nach einer negativen Zukunftsprognose sind damit die Hohe eventueller Fehlzeiten,
welche Umstéande zur Sucht geflihrt haben (soweit feststellbar) und inwieweit mit Anderungen zu
rechnen ist, die sich auf Einsicht, Verhalten und Einstellung des Mitarbeiters zur Arbeit auswir-
ken, zu betrachten. Weigert sich der Arbeitnehmer, eine Entziehungskur anzutreten, blieb sie
erfolglos oder wurde sie sogar abgebrochen, ist in der Regel eine negative Zukunftsprognose
gerechtfertigt.

Eine wahrend einer Kurmallinahme ausgesprochene Kiindigung ist regelmalig mangels negati-
ver Zukunftsprognose unwirksam.

e Esliegen erhebliche Beeintrachtigungen der betrieblichen oder wirtschaftlichen Interessen des
Arbeitgebers vor (betriebliche Beeintrachtigungen). Hier spielen bspw. die Entgeltfortzah-
lungskosten und die Kosten zur Uberbriickung der krankheitsbedingten Ausfélle eine Rolle.

e Abwagung der beiderseitigen Interessen von Arbeitgeber und Mitarbeiter unter Berticksichtigung
der Dauer und des bisherigen Verlaufes des Arbeitsverhaltnisses sowie der Beeintrachtigung
betrieblicher oder wirtschaftlicher Interessen des Arbeitgebers (Interessenabwagung). Im Er-
gebnis muss das Interesse des Arbeitgebers Giberwiegen, d. h., dem Arbeitgeber darf bei einer
umfassenden Abwagung eine Weiterbeschaftigung des Arbeitnehmers nicht mehr zumutbar
sein.

Im Rahmen der Interessenabwagung ist auch eine fehlende Weiterbeschaftigungsmaoglichkeit
des Mitarbeiters auf einem anderen freien Arbeitsplatz im Betrieb oder im Unternehmen zu Gber-
prufen. Es darf keine andere Einsatzmdglichkeit geben, bei der sich die mangelnde Eignung des
Mitarbeiters nicht oder kaum bemerkbar machen wirde.

Wenn die personenbedingte Kiindigung des Arbeitnehmers erwogen wird, ist anzuraten, den be-
troffenen Arbeitnehmer zu einem Betrieblichen Eingliederungsmanagement (BEM) einzuladen. Die
Durchfiihrung eines BEM ist keine Voraussetzung fiir die Wirksamkeit einer personenbedingten
Klndigung. Fuhrt der Arbeitgeber ein solches Verfahren vor Ausspruch einer personenbedingten
Klndigung jedoch nicht durch, so muss er beweisen, dass ein solches die betrieblichen Beeintrachti-
gungen nicht beseitigt hatte. Ein solcher Beweis ist in der Praxis kaum zu fiihren und erhéht das
Prozessrisiko des Arbeitgebers erheblich.

L]
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Alle Informationen und Muster, die Sie zur ordnungsgemafien Durchfihrung eines BEM-Verfahrens
bendtigen, finden Sie in unserem Leitfaden im internen Mitgliederbereich auf www.sachsenme-
tall.org.

2.5. Abmahnung gegeniiber einem Alkoholkranken

Bei gegebener Alkoholerkrankung scheidet der Ausspruch einer Abmahnung wegen derselben aus.
Die Erkrankung selbst ist kein arbeitsvertragliches Fehlverhalten, sondern der Einzelne kann krank-
heitsbedingt sein Verhalten nach Erhalt einer Abmahnung nicht &ndern (BAG vom 04.06.1997 —

2 AZR 526/96).

Im Betrieb wird man jedoch meist nicht wissen, ob beim Mitarbeiter eine Alkoholerkrankung vorliegt
oder lediglich Missbrauch mit Alkohol betrieben wird.

Daher sollte in jedem Fall, obschon bei vorliegender Alkoholerkrankung rechtlich keine Abmahnung

in Betracht kommt, eine Abmahnung wegen objektivem Fehlverhaltens ausgesprochen werden. Bei
vorliegender Alkoholerkrankung ist deren Ausspruch rechtlich unbeachtlich, doch kann sie ein erster
Hinweis an den betreffenden Mitarbeiter sein, mit seinem Verhalten sei etwas nicht in Ordnung und

er solle eine Therapie beginnen.

Insbesondere ist die Verweigerung einer TherapiemafRnahme grundsatzlich kein Abmahnungsgrund.
Das Bundesarbeitsgericht verlangt keine positive Mitwirkung an der Wiederherstellung der Gesund-
heit. Vielmehr trifft einen Kranken nur die Pflicht, alles zu unterlassen, was die Heilung verzdgern
oder ausschlieen koénnte (BAG vom 13.11.1979 — 6 AZR 934/77). Moglich ist in diesem Falle nur
eine personenbedingte Klndigung.

2.6. Therapieangebot

Die Rechtsprechung der Instanzgerichte verlangt allerdings, dem Mitarbeiter generell die Méglichkeit
zu einer Therapie zu bieten. Ist ein Mitarbeiter therapiefahig und auch bereit, so ist eine dennoch
ausgesprochene Kiindigung nicht sozial gerechtfertigt (LAG Hamm vom 04.09.2001). Ist ein alkohol-
kranker Mitarbeiter bereit, sich einer Therapiemalinahme zu unterziehen, muss der Arbeitgeber de-
ren Erfolg abwarten, ehe er eine Kiindigung aussprechen kann (BAG vom 13.12.1990). Allerdings ist
der Mitarbeiter verpflichtet, seine Therapiebereitschaft vor Ausspruch der personenbedingten Kiindi-
gung zu offenbaren. Eine erst nach Erhalt der Kiindigung erklarte Therapiebereitschaft ist nicht zu
berticksichtigen (so zuletzt BAG, Urteil vom 20.03.2014 — 2 AZR 565/12).

Riickfallproblematik

Wird ein Mitarbeiter nach abgeschlossener Suchtmitteltherapie rickfallig, wird dies im Rahmen der
Interessenabwagung eher fiir den Ausspruch einer Kiindigung sprechen. Allerdings verbietet sich —

bei Alkoholsucht schon angesichts der hohen Rickfallquote — eine schematisierte Handhabung.
. _____________________________________________________________________________________________________________________________|

19



Alkoholmissbrauch und Alkoholismus im Arbeitsverhiltnis | Schriftenreihe fiir die Praxis
|

Ist daher die Durchfiihrung einer weiteren Therapie medizinisch aussichtsreich, ist dem Arbeitgeber
zuzumuten, auch eine weitere Behandlung abzuwarten (LAG Hamm vom 04.09.2001). Nach der
vorstehenden Entscheidung des Landesarbeitsgerichtes Hamm kann bei weiterhin gegebener The-
rapiefahigkeit und Bereitschaft ein einmaliger Riickfall nach einer Entwéhnungsbehandlung allein
nicht die erforderliche negative Zukunftsprognose — es sei weiterhin mit Ausfall- oder Fehlzeiten des
Arbeithehmers zu rechnen — begrtinden.

Das Bundesarbeitsgericht geht allerdings bei einem Ruckfall nicht zwingend von der medizinischen
Einschatzung der Aussichten einer erneuten Therapie aus. In den bisher bekanntgewordenen Ent-
scheidungen wurde sogar eine aufderordentliche Kiindigung der betroffenen — tariflich nicht mehr or-
dentlich kiindbaren — Arbeitnehmer in Betracht gezogen (BAG vom 16.09.1999 — 2 AZR 123/99).

Nach der bisherigen Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts erachtet es einen Riickfall nach be-
reits erfolgreicher Therapie als ausreichend, um eine Negativprognose zu begriinden (so BAG, Urteil
vom 20.03.2014 — 2 AZR 565/12; anders dagegen LAG Berlin-Brandenburg v. 17.08. 2009, das
meint, es sei stets allein die Beurteilung im Einzelfall mafigebend).

2.7. Aufhebungsvertrag

Auch mit alkoholkranken Mitarbeitern kann ein Aufhebungsvertrag abgeschlossen werden. Ein we-
gen seiner Alkoholkrankheit entlassener Mitarbeiter kann nach erfolgreicher Therapie unter Beach-
tung der Regelung des § 14 Abs. 1 Nr. 5 TzBfG befristet zur Erprobung wieder eingestellt werden.
Mit dieser Regelung, die allerdings nur mit Einverstandnis des jeweils betroffenen Mitarbeiters erfol-
gen kann, ist eine sachgerechte und auch fiir den Betrieb und die Belegschaft zutragliche Firsorge-
I6sung moglich.

Dabei sind folgende Schritte zu beachten:

e Das Arbeitsverhaltnis der Vertragsparteien wird (im Wege einer Kiindigung oder Aufhebungsver-
einbarung) geldst, wobei dem Arbeitnehmer im Falle des erfolgreichen Therapieabschlusses der
Abschluss eines neuen, befristeten Arbeitsverhaltnisses in Aussicht gestellt wird.

¢ Die Neueinstellung kann direkt oder einige Zeit nach dem Therapieende erfolgen. Empfehlens-
wert ist aber jeweils zu vereinbaren, der Mitarbeiter musse bei der Einstellung durch arztliches
Attest nachweisen, dass er seit der Therapie ohne Einnahme von Suchtmitteln lebt.

o Die befristete Einstellung kann fur die Dauer von ein oder zwei Jahren erfolgen. Dies erhéht den
Druck auf den betreffenden Mitarbeiter, auch weiterhin ,trocken“ zu bleiben, um den Arbeitsplatz
nicht zu gefahrden.

e Zudem sollte eventuell vereinbart werden, der Mitarbeiter habe sich monatlich untersuchen zu

lassen, dass er weiterhin ohne Suchtmittelkonsum auskomme.
|
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Steht der Mitarbeiter die Befristungsdauer durch, so kann er unbefristet ibernommen werden. Nach
Abschluss des befristeten Wiedereinstellungszeitraumes hat der Mitarbeiter arztlich nachzuweisen,
dass er immer noch suchtmittelfrei lebt. Gelingt dies, erhalt er seine alten Rechte (ohne Berticksich-
tigung der Unterbrechungszeit wahrend der TherapiemalRnahme) wieder. In der Anlage 2 ist eine
mdgliche Individualvereinbarung als Muster beigefligt.
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E. Haftungsfragen

1. Unfall

Ein unter Alkoholeinfluss stehender Arbeitnehmer setzt seine Anspriiche aus der gesetzlichen Un-
fallversicherung aufs Spiel.

1.1. Im Betrieb

Ein Anspruch aus der gesetzlichen Unfallversicherung gegentiber der Berufsgenossenschaft besteht
nur dann, wenn es sich um einen Arbeitsunfall handelt. Ein solcher liegt vor, wenn zwischen der ei-
gentlichen Arbeitstatigkeit und der unfallverursachenden Tatigkeit ein innerer Zusammenhang be-
steht. Bei einem sogenannten Leistungsausfall besteht ein solcher nicht. Ein Leistungsausfall liegt
vor, wenn der Arbeitnehmer infolge Alkoholgenusses die wesentlichen Arbeitsvorgange nicht mehr
bewaltigen kann.

Nicht erforderlich ist die Unfahigkeit zu jeglicher Arbeitsleistung. Bei Volltrunkenheit liegt ein Leis-
tungsausfall jedoch grundsatzlich vor (BSG vom 30.06.1960 und 28.06.1979).

Wenn der Arbeitnehmer noch im Stande ist, eine ernsthafte Arbeit zu leisten, liegt nur ein Leistungs-
abfall vor, der Versicherungsschutz bleibt bestehen. Auch hier entfallt jedoch der Versicherungs-
schutz, wenn nach der Lebenserfahrung davon auszugehen ist, dass der Unfall ohne Alkoholgenuss
nicht geschehen ware (BSG vom 27.11.1985).

1.2. Wegeunfall

Ein Unfall auf dem Weg zur oder von der Arbeit wie auch bei Dienstfahrten gilt als Arbeitsunfall.

Bei Kraftfahrern entfallt der Versicherungsschutz, wenn der Unfall auf einer Fahruntauglichkeit des
Fahrers beruht. Absolute Fahruntauglichkeit liegt bei einem BAK-Wert von 1,1 Promille vor. Ab die-
ser Grenze entfallt der Versicherungsschutz grundsatzlich. Bei BAK-Werten unter der Absolutgrenze

kommt es auf die Umstande des Einzelfalles an.

Radfahrer werden grundsatzlich wie Kraftfahrer behandelt. Allerdings nimmt die Rechtsprechung
eine absolute Fahruntlchtigkeit erst bei 1,6 Promille BAK-Wert an.

Fir FuRganger gibt es bisher keine Richtwerte, hier kommt es immer auf den Einzelfall an.
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2. Schadensersatzanspriiche

21. Eigene Anspriiche

Fir seinen eigenen Schaden kann der Arbeitnehmer grundsatzlich von niemandem Ersatz verlan-
gen, es sei denn, ein Dritter hat diesen Schaden schuldhaft verursacht.

Bei einem Wegeunfall kann der Arbeitnehmer gegen den Arbeitgeber allerdings dann einen Scha-
densersatzanspruch haben, wenn dieser seine Firsorgepflichten verletzt hat und den Arbeithehmer
nicht an einer Trunkenheitsfahrt gehindert oder den Heimtransport nicht sichergestellt hat.

2.2, Schaden Dritter

Ein geschadigter Arbeitskollege hat gegen den Arbeitnehmer nach §§ 823, 847 BGB Anspruch auf
Schadensersatz und Schmerzensgeld. Handelt es sich um einen Arbeitsunfall (siehe oben), haftet
der Arbeitnehmer allerdings nur bei Vorsatz. Trifft den Arbeitgeber wegen Duldung des Alkoholge-
nusses ein Mitverschulden, kann der Arbeitnehmer teilweise Freistellung von seiner Haftung verlan-
gen.

Flr Schaden an Betriebsmitteln oder durch Schlechtleistung kann der Arbeitgeber Ersatz verlangen.
Handelt es sich um einen Verkehrsunfall, kommt auch ein Ersatzanspruch wegen der Erhdhung der
Versicherungspramie in Betracht. Ersatzanspriiche kénnen durch ein Mitverschulden des Arbeitge-
bers nach § 254 BGB vermindert werden.

Verletzt der Arbeitnehmer einen Betriebsfremden, haftet er grundsatzlich nach §§ 823, 847 BGB. Bei
einem Verkehrsunfall mit seinem Privatfahrzeug haftet der Arbeitnehmer daneben auch als Halter.
Bei einem Unfall mit einem Dienstfahrzeug haftet daneben der Arbeitgeber als Halter. Die Haft-
pflichtversicherung tritt ein, soweit sie nicht wegen Trunkenheitsfahrt von ihrem gesetzlichen Ableh-
nungsrecht Gebrauch macht.

Leistet die Berufsgenossenschaft bei einem Arbeitsunfall, kann sie beim Arbeitnehmer, der den Un-
fall aufgrund Alkoholgenusses vorsatzlich oder grob fahrlassig verursacht hat, Regress nehmen.
Auch gegeniiber dem Arbeitgeber und einem Vorgesetzten, dem die Uberwachung des Arbeits-
schutzes und der Unfallverhiitung oblag, kann die Berufsgenossenschaft Regress nehmen.
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3. Lohnfortzahlung

Kann ein Arbeitnehmer wegen Alkoholmissbrauchs seine Arbeitsleistung nicht ordnungsgeman er-
bringen, so verliert er den Anspruch auf Lohn, Gehalt oder Ausbildungsvergtitung.

Nach § 3 Nr. 1 EFZG, § 616 BGB, § 19 I Nr. 2 b BBiG verliert ein Arbeitnehmer seinen Anspruch auf
Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall, wenn er seine Erkrankung selbst verschuldet hat (BAG Urteil
vom 11.03.1987 — 5 AZR 739/85). Sowohl betriebliche als auch auRerbetriebliche Unfalle aufgrund
von Alkoholgenuss sind grundsatzlich als verschuldet anzusehen.

4. Krankheit

Arbeitsunfahigkeit aufgrund einer Alkoholabhangigkeit ist zunachst, wie bei jeder anderen Krankheit,
nicht als verschuldet anzusehen (BAG Urteil vom 18.03.2015 — 10 AZR 99/14). Das kann aufgrund
der Multikausalitat einer Alkoholerkrankung auch im Falle eines Rickfalls nach einer erfolgreich
durchgeflihrten Therapie gelten. Kann der Arbeitgeber allerdings nachweisen, dass die Alkoholab-
hangigkeit auf einem Verschulden des Arbeitnehmers beruht, entfallt die Entgeltfortzahlungsver-
pflichtung nach § 3 EFZG. Ein den Entgeltfortzahlungsanspruch beseitigendes Verschulden ist
grundsatzlich zu bejahen, wenn die Arbeitsunfahigkeit auf einem Unfall beruht, der allein durch Alko-
holmissbrauch herbeigeflihrt worden ist (BAG vom 11.03.1987 — 5 AZR 739/85).

Den Arbeitnehmer trifft bei der Aufklarung der Umstande eine Mitwirkungspflicht. Ihre Verletzung be-
rechtigt zur Verweigerung der Entgeltfortzahlung. Erfahrt der Arbeitgeber erst nach Zahlung vom
Verschulden des Arbeithehmers, kann er mit spateren Entgeltforderungen aufrechnen. Die Pfan-
dungsfreigrenzen sind hierbei zu beachten.

Auch bei der alkoholbedingten Arbeitsunfahigkeit gelten die Grundsatze der Fortsetzungserkran-
kung, die Entgeltfortzahlungsverpflichtung beschrankt sich auf die Grenzen des § 3 EFZG.

5. Strafrechtliche Folgen

Mégliche Folgen flir Arbeitgeber oder Vorgesetzte:

Arbeitgeber, die einen erkennbar unter Alkoholeinfluss stehenden Mitarbeiter weiter arbeiten lassen,
machen sich der fahrlassigen Korperverletzung (§ 229 StGB) schuldig, wenn dieser Mitarbeiter sich
selbst oder andere Personen wegen seines berauschten Zustandes verletzt. Kommt der Betreffende
infolge der gestatteten Weiterarbeit infolge des Alkoholkonsums zu Tode oder verletzt er andere

Personen tédlich, kommt eine Bestrafung wegen fahrlassiger Tétung (§ 222 StGB) in Betracht.
. _____________________________________________________________________________________________________________________________|
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Der Arbeitgeber kann sich zudem einer Aussetzung (§ 221 StGB) strafbar machen, wenn er einen
durch Alkohol berauschten Arbeithehmer, den er kraft vertraglicher oder betrieblicher Verbundenheit
Beistand schuldet, in seiner hilflosen Lage verlassen und damit der Gefahr des Todes oder einer
schweren Gesundheitsschadigung ausgesetzt hat. Diese Folge kann etwa eintreten, wenn ein voll-
trunkener Arbeitnehmer vor dem Werkstor sich selbst tiberlassen bleibt, aber auch, wenn der Vorge-
setzte trotz erkannter Trunkenheit eines Mitarbeiters diesen an seinem gefahrlichen Arbeitsplatz

(z. B. am Galvanikbecken) weiterarbeiten Iasst. Die Beistandspflicht des Arbeitgebers folgt aus der
betrieblichen Verbundenheit und der damit einhergehenden Aufsichts- und Obhutspflicht gegentiber
jedem beschaftigten Arbeitnehmer.
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Interventionskette

Stufe 1

Vorgesetzter stellt Problemverhal- :> Interventionsteam
ten fest wird informiert

N NS

Entscheidung, ob sofortige MalRnahmen gemaR den Vorschriften der BG
erforderlich sind. Weitere Vorgehensweise wird abgestimmt.

N

1. Problemgesprach

e Aufzeigen von Fehlleistung/Fehlverhalten

e Versetzung gemal Vorschriften der BG

e Ankiindigung arbeitsrechtlicher Malinahmen bei erneutem Fehlverhalten
o Hilfsangebot unterbreiten, Informationsmaterialien zur Verfligung stellen

Stufe 2
Vorgesetzter stellt weiteres Prob- :> Interventionsteam
lemverhalten fest wird informiert

N NS

Weitere Vorgehensweise wird abgestimmt.

N

2. Problemgespriach

e Aufzeigen von Fehlleistung/Fehlverhalten

e Durchflhrung arbeitsrechtlicher MaRnahmen, z. B. Abmahnung

e Ankiindigung weiterer arbeitsrechtlicher Malnahmen bei erneutem Fehlverhalten

o Hilfsangebot unterbreiten, individuelle Vereinbarung zum weiteren Vorgehen treffen
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Stufe 3
Vorgesetzter stellt weiteres Prob- :> Interventionsteam
lemverhalten fest wird informiert

N NS

Weitere Vorgehensweise wird abgestimmt.

N

3. Problemgesprach

e Aufzeigen von Fehlleistung/Fehlverhalten

e Durchflihrung arbeitsrechtlicher Malnahmen, z. B. 2. Abmahnung
e Androhung Kiindigung

e Hilfsangebot unterbreiten

Stufe 4
Vorgesetzter stellt weiteres Prob- :> Interventionsteam
lemverhalten fest wird informiert

N N

Weitere Vorgehensweise wird abgestimmt.

N

4. Problemgesprach

e Aufzeigen von Fehlleistung/Fehlverhalten
o Kindigung des Arbeitsverhaltnisses
o eventuell Wiedereinstellungszusage nach Durchfiihrung einer Behandlung
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Mogliche Individualvereinbarung mit Wiedereinstellungszusage”

1. Das Arbeitsverhaltnis der Parteien endet infolge personenbedingter Arbeitgeberkiindigung vom
DATUM zum DATUM.

2. Der Arbeitnehmer wird sich einer (stationaren) Suchttherapie unterziehen. Schliel3t er diese er-
folgreich ab und weist er drei Monate nach Abschluss der TherapiemalRnahme durch arztliches
Attest nach, noch alkoholabstinent zu sein, wird er zu den bisherigen Bedingungen wieder ein-
gestellt.

3. Das nach Ziffer 2 neu zu begriindende Beschaftigungsverhaltnis wird zur Erprobung befristet auf
24 Monate abgeschlossen. Der Arbeitnehmer verpflichtet sich, sich in diesem Beschaftigungs-
verhaltnis monatlich untersuchen zu lassen und eine Bestatigung beizubringen, dass er weiter-
hin alkoholabstinent lebt.

4. Sofern der Arbeitnehmer nach Ablauf der 24 Monate nach Ziffer 3 arztlich bescheinigt, immer
noch ohne Suchtmittel auszukommen, wird er in ein unbefristetes Beschaftigungsverhaltnis
Ubernommen. Auch hier wird er sich monatlich fiir die Dauer weiterer 24 Monate arztlich unter-
suchen und seine suchtmittelfreie Lebensweise entsprechend bestatigen lassen.

5. Lebt der Arbeitnehmer auch nach Ablauf der 24 Monate gemal Ziffer 4 noch alkoholabstinent,
so wird er wieder in seine alten Rechte eingesetzt. Es wird ihm dann die Betriebszugehdrigkeit
aus dem hier aufgeldsten Arbeitsverhaltnis anerkannt; diese wird u. a. auch als Anwartschafts-
zeit fir die betriebliche Altersversorgung angerechnet.

*z. B. in einem gerichtlichen Vergleich

28



Alkoholmissbrauch und Alkoholismus im Arbeitsverhaltnis | Schriftenreihe fiir die Praxis Anlage 3

Muster einer Abmahnung wegen VerstoRBes gegen das betriebliche Al-
koholverbot

Absender, Firma
Adresse

Herrn/Frau Vorname Nachname
Adresse

ORT, DATUM
Abmahnung: VerstoB gegen arbeitsvertragliche Verpflichtung und Alkoholverbot
Sehr geehrte/r Frau/Herr ...... ,
Sie sind seit dem DATUM als STELLENBEZEICHNUNG im Bereich ....... bei uns beschaftigt.

Im Rahmen lhres Arbeitsverhaltnisses sind Sie verpflichtet, lhre arbeitsvertraglich geschuldete Ar-
beitsleistung ordnungsgeman zu erbringen, sowie gemaf der im Rahmen der Hausordnung und der
betrieblichen Regelungen einschlief3lich der Verhaltensnormen durch Betriebsvereinbarungen fest-
gelegten Verhaltensweisen zu handeln.

Gegen diese Pflichten haben Sie verstoRen. Am TAG, den DATUM traten Sie um UHRZEIT lhre Ar-
beit an. Wir baten Sie unmittelbar nach der Wahrnehmung von Alkoholgeruch, durch den/die Mitar-
beiter/in NAME um UHRZEIT zu einem Personalgesprach.

Teilnehmer dieses Gesprachs waren STELLENBEZEICHNUNG, NAME, ....., sowie Herr/Frau
NAME, als Vertreter/in des Betriebsrates. Auf wiederholte Nachfrage hinsichtlich des Alkoholgeruchs
gaben Sie an, dass Sie am Morgen ........... (ein Bier) getrunken hatten.

Ihr Alkoholkonsum war deutlich sichtbar: neben dem vernehmbaren Alkoholgeruch, wiesen Sie
mide, rote Augen auf. Sie wurden durch NAME darauf hingewiesen, dass es im Rahmen der gelten-
den Betriebsvereinbarung zum absoluten Alkohol- und Rauschmittelverbot untersagt ist, unter Ein-
fluss von Alkohol zu arbeiten und eine Atemalkoholkontrolle erfolgen kann. Sie haben sich zu dieser
bereit erklart.

Die Messungen des geeichten und kalibrierten Messgerates ergaben im Mittelwert einen Alkohol-
gehalt von X, XX %e.
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Aufgrund ihres Messwertes wurden Sie umgehend von Ihrer Verpflichtung zur Arbeitsleistung, unter
Fortfall der Vergltung, freigestellt.

Der Antritt der Arbeit unter Alkoholeinfluss ist flir uns nicht hinnehmbar. Sie haben damit gegen das
in unserem Betrieb bestehende absolute Alkoholverbot verstoRen.

Wir sprechen lhnen daher eine

Abmahnung

aus.

Wir fordern Sie auf, in Zukunft Ihren arbeitsvertraglichen Pflichten ordnungsgemaf nachzukommen

und das bei uns bestehende absolute Alkoholverbot einzuhalten.

Wir weisen Sie darauf hin, dass Sie bei einem weiteren vergleichbaren Verstol3 mit der Kiindigung
Ihres Arbeitsverhaltnisses zu rechnen haben.

Wir bitten Sie, uns den Erhalt dieser Abmahnung, die wir zu lhren Personalakten nehmen werden,
auf dem beigefligten Zweitexemplar zu bestatigen.

Mit freundlichen Grufien

Geschaftsflhrer Vertreter/in der Personalabteilung

30



Alkoholmissbrauch und Alkoholismus im Arbeitsverhaltnis | Schriftenreihe fiir die Praxis Anlage 4

Muster einer Vereinbarung
bei festgestelltem VerstoR gegen das betriebliche Alkoholverbot

Zwischen

Mitarbeiter, Anschrift
und

Unternehmen, Anschrift

Die Parteien sind sich einig, dass ein ordnungsgemafer Ablauf der betrieblichen Prozesse gewahr-
leistet werden muss. Im Unternehmen gilt ein absolutes Alkoholverbot (BV vom .................... ).

Um kiinftig die Einhaltung des absoluten Alkoholverbotes sicherzustellen, bietet das Unternehmen
Herrn/Frau NAME, seine Unterstlitzung an.

Es werden dazu folgende Vereinbarungen getroffen:

1. In regelmaRigen Abstanden (1x monatlich) erfolgen Gesprache mit dem Abteilungsleiter, der
Personalleitung und dem Mitarbeiter Uber seine Arbeitsleistung und sein personliches Wohlbe-
finden und den Umgang mit Alkohol. Die Gesprache werden dokumentiert und zur Personalakte
genommen.

2. Das Hinzuziehen einer Vertrauensperson, z. B. aus dem Betriebsrat, ist selbstverstandlich und
wird auf Wunsch des Mitarbeiters veranlasst.

3. Das Unternehmen behalt sich vor, Herrn/Frau ............ in unregelmanigen Abstanden und un-
angekindigt mittels eines Atemalkoholtests zu Uberprifen, ob er/sie sich an die Unternehmens-
vorgaben halt.

4. Daruber hinaus unterstitzt das Unternehmen den Mitarbeiter/die Mitarbeiterin dabei, geeignete
Ansprechpartner und Stellen zu finden, die ihn/ihr wahrend eines méglichen medizinischen/psy-
chologischen Programms begleiten kénnen.

Der Mitarbeiter/die Mitarbeiterin erklart, dass er/sie diese Vereinbarung einhalten wird. Bei Nichtein-
haltung droht ansonsten die Kuindigung.

Ort, Datum

Mitarbeiter Geschéftsfihrer
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Ansprechpartner fur Suchtpravention in Sachsen

Fach- und Koordinierungsstelle Suchtpravention Sachsen
Glacisstralle 26

01099 Dresden

Web: www.suchtpraevention-sachsen.de

E-Mail: info@suchtpraevention-sachsen.de
Telefon:  0351/803 20 31

Fax:

0351/811 204 98

Angebote der Koordinierungsstelle fiir Unternehmen:

Entwicklung einer Betriebs- oder Dienstvereinbarung ,Sucht / Suchtpravention®

Schulung der Fihrungskrafte zur Umsetzung der Betriebs- oder Dienstvereinbarung ,Sucht /
Suchtpravention®

Schulung von Beschaftigten mit Personalverantwortung zum Umgang mit riskant bzw. proble-
matisch suchtmittelkonsumierenden Beschaftigten

Schulung von Ausbilderinnen und Ausbildern zum Umgang mit riskant suchtmittelkonsumieren-
den Auszubildenden

Ausbildung von ausgewahlten Beschaftigten zum ,betrieblichen Ansprechpartner fir Suchtfra-
gen“ im Unternehmen

Weiterfuhrende Informations- und Hilfsmaterialen

Die folgenden Info- und Hilfsmaterialen kdnnen Uber die Fach- und Koordinierungsstelle Suchtpra-

vention Sachsen und die Deutsche Hauptstelle fir Suchtfragen e.V. (DHS) bezogen werden:

Alkohol am Arbeitsplatz — Eine Praxishilfe fir Fihrungskrafte (DHS/Barmer GEK)

Alkohol am Arbeitsplatz — Hinweise fir das Gesprach unter Kolleginnen und Kollegen
(DHS/Barmer GEK)

Das Gesprach unter Kolleginnen und Kollegen — Eine Praxishilfe flr die Suchtarbeit im Betrieb
(DHS)

Suchtprobleme am Arbeitsplatz — Eine Praxishilfe fiir Personalverantwortliche (DHS)

Alkohol am Arbeitsplatz. Die Auswirkungen von Alkoholkonsum — Factsheet (DHS)

Alkohol: Mythen und Meinungen — FactSheet (DHS)

Suchtprobleme in Klein- und Kleinstbetrieben — Ein praxisorientierter Leitfaden fir Flhrungs-
krafte (Hrsg. Fachverband Sucht e.V. und Verband Deutscher Betriebs- und Werksarzte e.V.)
Faktenblatt Gesundheit im Betrieb: Betriebsgeheimnis Sucht — Warum Wegschauen kostet
(Hrsg. RKW Kompetenzzentrum i.A. Bundesministerium fir Gesundheit)

PDF-Versionen dieser Materialen sind ebenfalls auf der Internetseite der DHS abrufbar:

www.sucht-am-arbeitsplatz.de
________________________________________________________________________________________________________________________________________________|
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Haftungsausschluss

Im Text wird — aus Griinden der einfacheren Sprache und ohne jede Diskriminierungsabsicht — aus-
schliel3lich die mannliche Form verwendet. Damit sind alle Geschlechter mit einbezogen.

Der oben stehende Text ist nach bestem Wissen und Kenntnisstand zum untenstehenden Stand er-
stellt worden. Alle Angaben sind trotz sorgféaltiger Bearbeitung ohne Gewahr.

Die Publikation ist Eigentum von SACHSENMETALL. Dieses Werk, einschlieBlich aller seiner Teile,

ist urheberrechtlich geschiitzt. Jede Verwertung auBerhalb der engen Grenzen des Urheberrechts-
gesetzes ist ohne schriftliche Zustimmung von SACHSENMETALL unzulassig und strafbar.

Dies gilt insbesondere fiir Vervielfaltigungen, Microverfilmungen, Ubersetzungen und die Einspei-
cherung in elektronischen Systemen.

Herausgeber:

SACHSENMETALL Unternehmensverband der Metall- und Elektroindustrie Sachsen e.V.
Bautzner Straflte 17, 01099 Dresden

Tel. 0351 25593-0, Fax 0351 25593-78

sachsenmetall@hsw-mail.org

Autor: Rechtsanwalt (Syndikusrechtsanwalt) Tino Kuprat

Dresden, 13.06.2023

33



	1. Suchtentwicklung
	1.1. Voralkoholische Phase
	1.2. Vorläuferphase
	1.3. Kritische Phase
	1.4. Chronische Phase

	2. Betriebliche Ursachen bzw. Begünstigungen des Alkoholkonsums
	3. Folgen des Alkoholmissbrauches
	1. Möglichkeiten der Prävention
	2. Alkoholverbote
	2.1. Relatives Alkoholverbot
	2.2. Absolutes Alkoholverbot

	3. Betriebsvereinbarungen
	4. Arbeitsvertrag
	5. Hilfe von außen
	6. Allgemeine Vorbeugung
	7. Hilfe für den Betroffenen
	1. Allgemeines
	1.1. Bewerbungsverfahren/Arbeitsvertrag
	1.2. Unfallverhütungsvorschriften

	2. Reaktion
	2.1. Feststellung des Sachverhaltes
	2.2. Gespräch
	2.3. Abmahnung
	2.4. Kündigung
	a) verhaltensbedingt
	b) personenbedingt

	2.5. Abmahnung gegenüber einem Alkoholkranken
	2.6. Therapieangebot
	2.7. Aufhebungsvertrag

	1. Unfall
	1.1. Im Betrieb
	1.2. Wegeunfall

	2. Schadensersatzansprüche
	2.1. Eigene Ansprüche
	2.2. Schäden Dritter

	3. Lohnfortzahlung
	4. Krankheit
	5. Strafrechtliche Folgen

